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Besprechung der Spitzenverbände der Krankenkassen – handelnd als 

Spitzenverbände der Pflegekassen –, der Deutschen Rentenversicherung Bund 

und des Verbandes der privaten Krankenversicherung

über Fragen der Rentenversicherung von Pflegepersonen

am 27.02.2007

6.
Beitragszahlung bei Vorliegen einer Vorausbescheinigung und anschließender Änderung der tatsächlichen Verhältnisse

______________________________________________________________________

- 103.139.0 - 

Die Pflegekassen und die privaten Versicherungsunternehmen haben nach § 194 Abs. 2 SGB VI auf Verlangen von Versicherten die voraussichtlichen beitragspflichtigen Einnahmen nicht erwerbsmäßig tätiger Pflegepersonen bis zu drei Monaten im Voraus zu bescheinigen, wenn von dem Versicherten für die Zeit danach eine Rente wegen Alters beantragt wird. Die im Voraus zu bescheinigenden beitragspflichtigen Einnahmen sind nach den in den letzten sechs Monaten erzielten beitragspflichtigen Einnahmen zu berechnen, wenn für den im Voraus zu bescheinigenden Zeitraum die Höhe der beitragspflichtigen Einnahmen nicht vorhersehbar ist. Die vorgenannte Regelung ist derjenigen nachgebildet, die für Vorausbescheinigungen der Arbeitgeber für die bei ihm beschäftigten Arbeitnehmer gilt (vgl. § 194 Abs. 1 SGB VI). 

Angesichts dessen, dass die Beiträge der rentenversicherungspflichtigen nicht erwerbsmäßig tätigen Pflegepersonen in dem im Voraus zu bescheinigenden Zeitraum (bis zum Eintritt des Leistungsfalles) häufig noch Änderungen unterworfen sind, die der Pflegekasse erst zu einem späteren Zeitpunkt bekannt werden, ist die Frage nach der Beitragszahlung und einer möglichen Beitragserstattung gestellt worden. 

Die Beitragsberechnung und -zahlung hat nach § 194 Abs. 3 SGB VI – ungeachtet der Angaben in der Vorausbescheinigung – nach den tatsächlichen beitragspflichtigen Einnahmen zu erfolgen. Die weitere Frage, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen eine Erstattung von Beiträgen in Betracht kommen kann, die für den Zeitraum zu Unrecht gezahlt wurden, für den beitragspflichtige Einnahmen nach § 194 Abs. 2 SGB VI im Voraus bescheinigt und der Rentenleistung zugrunde gelegt worden sind (§ 70 Abs. 4 SGB VI), wird die Deutsche Rentenversicherung Bund klären.

Veröffentlichung: ja








